
wäre vor allem die iranische Zivilbevöl-
kerung. Der schleichende Tod eines Vol-
kes infolge eines ökonomischen Boykotts
war bereits im Irak zu beobachten. Nach
Schätzungen der UNESCO sind dem von
den Vereinten Nationen gegen Bagdad
verhängten Embargo mehr als eine Mil-
lion Menschen, meist Alte, Frauen und
Kinder, zum Opfer gefallen. Eine Bilanz,
die an die Gesamtverlustzahlen der drei
Golfkriege heranreicht.

Auch ein militärischer Schlag gegen
die iranischen Atomanlagen kann nicht in
Deutschlands Interesse sein. Zum einen
erscheint selbst amerikanischen und is-
raelischen Militärs ein durchschlagender
Erfolg von Angriffen aus der Luft wie
vom Boden als unwahrscheinlich. Zum
anderen könnte Teheran als Gegenschlag
einen regelrechten Terror-Krieg im Irak
und in Israel entfachen. Deutsche Unter-
nehmen spüren bereits heute die mensch-
lich wie ökonomisch desaströsen Folgen
der nicht zuletzt durch iranische Mittä-
terschaft eskalierenden Gewalt zwischen
Euphrat und Tigris.

Der amerikanische Präsident Theo-
dore Roosevelt hat einen zentralen Leit-
satz für erfolgreiche diplomatische Ver-
handlungen geprägt: „Speak softly, and
carry a big stick.“ In Sachen Iran ange-
wandt, bedeutet dies nicht, dass sich
Deutschland nun selbst atomar bewaff-
nen sollte, um zu einer friedlichen Lösung
zu gelangen. Unter dem Schirm amerika-
nischer, britischer und französischer Nu-
klearwaffenarsenale ist dies mehr als
überflüssig. Doch kann Berlin beispiels-

Es war nur eine kurze Meldung Ende Ja-
nuar in der Presse. Doch ihre Auswirkun-
gen dürften von langer Dauer sein. Die
Bundesregierung bestätigte, dass sie Is-
rael beim Kauf zweier U-Boote unterstüt-
zen will. Ein Drittel der Kosten trägt der
deutsche Steuerzahler. Für die Israelis ein
gutes Geschäft: Sie gelangen zu überaus
günstigen Konditionen in den Besitz von
Waffensystemen der neuesten Genera-
tion. Mit ihrem Brennstoffzellenantrieb
sind die U-Boote deutscher Produktion
nicht nur in der Lage, nahezu geräuschlos
und dazu noch wochenlang getaucht zu
operieren, sondern auch mit Marschflug-
körpern als Nuklearwaffenträger aus-
rüstbar. Tel Aviv erhält die Fähigkeit zum
atomaren Zweitschlag und damit zu wir-
kungsvoller Abschreckung.

Kritische Stimmen mahnen, dass
Deutschland mit dem noch unter der 
rot-grünen Koalition beschlossenen Rüs-
tungsdeal gegen das Verbot zur Verbrei-
tung von Atomwaffen verstoße. Auch
mehren sich Warnungen, Deutschlands
Glaubwürdigkeit als Vermittler im Nah-
ost-Friedensprozess sei durch die Aufrüs-
tung der Israelis gefährdet. Dabei wird je-
doch übersehen, dass sich dem Westen
und damit auch der Bundesrepublik
kaum andere Möglichkeiten bieten, als
Israel bei seinen Bemühungen um einen
möglichst umfassenden Schutz seines
Territoriums behilflich zu sein.

Wirtschaftssanktionen gegen den Iran
werden das Regime in Teheran nicht da-
von abhalten, seine atomare Bewaffnung
weiter voranzutreiben. Leid Tragender
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weise mit der Lieferung von atomar
aufrüstbaren U-Booten entschieden dazu
beitragen, dass Israel einen „big stick“ er-
hält, den Teheran selbst als Atommacht
nicht ignorieren könnte.

Die Geschichte der Rüstungskonflikte,
ob regionaler oder globaler Art, lehrt, 
dass Verhandlungen, die eine dauerhafte
Lösung anstreben, allein aus der Position
der Stärke zu führen sind. So wären 
die bedeutenden Abrüstungsschritte zwi-
schen Russland und den USA ohne die
anfangs vor allem in Deutschland scharf
kritisierten Aufrüstungsbemühungen der
Reagan-Administration nicht denkbar ge-
wesen.

Gerade weil nicht nur das Teheraner
Regime, sondern das iranische Volk in
seiner Gesamtheit am Erhalt seiner
Machtposition in Nahost interessiert ist,
rüstet der Iran nuklear auf. Eine Weiter-
gabe atomarer Sprengköpfe zu Terror-
zwecken würde zwangsläufig die Auslö-
schung der iranischen Nation mit sich
bringen. Doch Selbstmord begehen auch
im islamistischen Terrorismus bisher le-
diglich Einzelne oder kleine Gruppen.
Eine Gesellschaft, und sei sie noch so fa-
natisch indoktriniert, hat dieses Interesse
nicht, wie bereits die Geschichte Deutsch-
lands und Japans gezeigt hat. 

Neue Sicherheitsarchitektur im Osten
Daher könnte Berlin mit dem U-Boot-Ge-
schäft eine Schlüsselrolle bei der Gestal-
tung einer neuen Sicherheitsarchitektur
im Nahen und Mittleren Osten zufallen:
Durch ein Wettrüsten, das auf den ersten
Blick widersinnig erscheint, wird der
Frieden letztlich gesichert. Ein Modell,
das sich mit deutscher Hilfe auf einen
weiteren Krisenschauplatz globaler Be-
deutung anwenden ließe. Denn auch Tai-
wan zeigt großes Interesse an den deut-
schen Hightech-U-Booten zur Abschre-
ckung einer chinesischen Invasionsflotte.
Doch bisher mit wenig Erfolg beim po-
tenziellen Verkäufer. Berlin verwei-

gert sich dem Inselstaat mit Hinweis auf
die deutschen Kriegswaffenkontroll- und
Außenwirtschaftsgesetze, die Firmen in
der Bundesrepublik untersagen, Waffen-
systeme in Krisenregionen zu exportie-
ren. Da in Nahost täglich mehr Blut fließt,
als zwischen China und Taiwan jemals
geflossen ist, stellt sich jedoch die Frage
nach der Plausibilität der deutschen Ar-
gumentation.

Der Verdacht liegt nahe, dass sich
Berlin nicht den Zorn Pekings zuziehen
möchte, dessen Absatzmarkt für deut-
sche Waren eine immer größere Bedeu-
tung im Exportgeschäft Deutschlands zu-
kommt. Doch diese Furcht ist unbegrün-
det. Ein Blick auf Washingtons China-Po-
litik genügt. Denn die Vereinigten Staaten
sind nicht nur wirtschaftlich eng mit der
Volksrepublik verflochten, sondern auch
der Hauptlieferant von modernsten Waf-
fensystemen an Taiwan, von der Rolle als
Schutzmacht des Inselstaates ganz zu
schweigen. Eine Doppelrolle, die für die
chinesisch-amerikanischen Wirtschafts-
beziehungen nicht von Schaden zu sein
scheint.

Neben Israel hält sich die Bundesregie-
rung bei Rüstungsexporten auch in einem
anderen Krisengebiet nicht zurück, das
für Deutschlands Sicherheitspolitik in
den letzten Jahren von zentraler Bedeu-
tung geworden ist. Nach Kabul sind
unlängst zehntausend Pistolen für die
afghanischen Sicherheitskräfte geliefert
worden – als Geschenk. Ein sicherlich
sinnvoller Beitrag zur Stärkung der im-
mer noch schwachen Regierung Karzai.
Doch besteht hier die Gefahr, dass die
deutschen Waffen auch in die Hände der
Afghanistans Provinzen beherrschenden
Warlords fallen. Neben dem Drogenhan-
del bilden Waffenschiebereien das profi-
tabelste Geschäft am Hindukusch. Vor
allem Kleinwaffen wie Pistolen sind hier
besonders gefragt. Zusammen mit auto-
matischen Waffen aller Art gelten sie als
die eigentlichen Massenvernichtungs-
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waffen der heutigen Kriege, verantwort-
lich für Millionen von Opfern.

Welche Zukunft dem Engagement der
Bundeswehr in Afghanistan bevorsteht,
bleibt dabei fraglich. Der Einmarsch der
Amerikaner und ihrer Verbündeten hat
zwar zum Sturz des Taliban-Regimes ge-
führt. Aber einem Großteil der attackier-
ten Islamisten ist die Flucht durch die
Grenzgebirge in die Stammesgebiete
nach Pakistan gelungen. Die militärische
Überlegenheit der US-Streitkräfte wird
durch die ungelösten politischen Prob-
leme zunichte gemacht. Durch den paral-
lelen Großeinsatz im Irak überlastet, be-
ginnt Washington mit dem Abzug seiner
Eliteeinheiten und räumt deren Einsatz-
gebiete im weiterhin umkämpften Süden
des Landes. An ihre Stelle rücken Trup-
penverbände der NATO.

Doch auch ihr Erfolg scheint mehr als
ungewiss. Inzwischen stockt der Wieder-

aufbau des Landes. Nachdem bereits in
den letzten beiden Jahrzehnten nur ge-
ringe Summen für die Armutsbekämp-
fung am Hindukusch aufgebracht wor-
den sind, werden selbst viereinhalb Jahre
nach der alliierten Intervention weder
Hilfsmittel in versprochener Menge be-
reitgestellt noch der Drogenanbau in not-
wendiger Weise bekämpft. Der Westen
und mit ihm Deutschland zeigt sich über-
fordert. Die Durchhalteparolen der Lon-
doner Hilfskonferenz können darüber
nicht hinwegtäuschen.

Dass die Veränderungen so langsam
vorankommen, verärgert viele Afghanen.
Der wachsende Groll verstärkt sich durch
das unsensible Auftreten amerikanischer
Bodentruppen und die offenkundige 
Unfähigkeit der US-Air-Force, Zivilisten 
von Kämpfern zu unterscheiden. Daher
steigt das Risiko, dass die extremistischen
Kräfte erneut Zulauf bekommen und zu
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einer ernsten Gefahr werden. Bereits jetzt
stören die Taliban die Aufbauarbeiten
massiv.

Auch der verstärkte Einsatz deutscher
Soldaten, die sich beim überwiegenden
Teil der afghanischen Bevölkerung gro-
ßer Beliebtheit erfreuen, hat nicht ver-
hindern können, dass am Hindukusch in
vielerlei Hinsicht ein altes Herrschafts-
muster wiederkehrt: In Kabul sitzt ein
Paschtune als Staatsoberhaupt, dessen
Macht von der Protektion und den Fi-
nanzhilfen des Auslandes abhängt. Zwi-
schen den Provinzen mit ihren einfluss-
reichen Partikularmächten und der Me-
tropole herrscht eine unruhige Bezie-
hung. Der Machtkampf zwischen den
Warlords führt immer wieder zu Blutver-
gießen. Auch in der Justiz halten sich die
Geister der Vergangenheit. 

Mittlermacht in Europa
Auf dem Balkan, dem zweiten zentralen
Einsatzgebiet der Bundeswehr, wird den
alliierten Truppen zwar kein Guerilla-
krieg aufgezwungen wie am Hindu-
kusch. Doch trotz der Einrichtung einer
internationalen Zivilverwaltung im Ko-
sovo (Unmik) und des riesigen UN-Ap-
parats – mit fast 14 000 Mitarbeitern der
weltweit größte – ist die Lage in der Pro-
vinz noch immer nicht stabil: Im März
2004 kamen bei Unruhen zwischen Ser-
ben und Albanern neunzehn Menschen
ums Leben – ein Desaster für das deut-
sche Kontingent der Friedenstruppen.
Die Vereinten Nationen beharren jedoch
weiter auf einem multiethischen Kosovo,
obwohl die Rückkehr vertriebener Serben
wegen der schlechten Sicherheitslage
kaum vorangeht. Gleichzeitig drängen
die Albaner auf die Unabhängigkeit des
Protektorats, der Belgrad keinesfalls zu-
stimmt. Der ungeklärte Status lässt die
Unmik auf Dauer zu einer unmöglichen
Mission werden.

Welche Optionen bieten sich ange-
sichts dieser Lage der deutschen Sicher-

heitspolitik? Welche sind auszuschlie-
ßen? Deutschland befindet sich im Jahr
2006 in einer nicht gerade komfortablen
Situation: Die gravierenden demogra-
fischen, sozialen und wirtschaftlichen
Probleme harren weiterhin einer Lösung,
was auch zunehmend den außenpoli-
tischen Gestaltungsraum einengt. Die
enormen Kosten der Auslandseinsätze
der Bundeswehr belasten den allein
durch Schuldentilgung überstrapazier-
ten Haushalt. Die dringend notwendige
Umstrukturierung und Modernisierung
der deutschen Streitkräfte verschlingen
ebenfalls bedeutende Mittel. Deutschland
zeigt sich von einem Phänomen bedroht,
das in letzter Zeit vor allem die Vereinig-
ten Staaten zu spüren bekommen haben,
einem „Overstretch“, einer Überdehnung
seiner eigenen Kapazitäten im militäri-
schen und ökonomischen Bereich.

Doch Berlin kann aus seiner Not eine
Tugend machen. Anstatt sich in weitere
Friedensmissionen beispielsweise in Afri-
ka zu verstricken, deren Erfolge ähnlich
zweifelhaft erscheinen wie in Afghanistan
oder auf dem Balkan, wäre es ratsam, zu
der Rolle zurückzukehren, die Deutsch-
lands bundesrepublikanische Außenpo-
litik über viele Jahrzehnte geprägt und äu-
ßerst erfolgreich gemacht hat. Nicht als
sich in kraftmeierischen Gesten gefallende
Mittelmacht, sondern als Mittlermacht
könnte Berlin eine Bedeutung in Europa
und der Welt erlangen, die weit über den
angestrebten Sitz im Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen hinausgeht.

Innerhalb der EU sollte Deutschland
nicht nur zwischen Großbritannien und
Frankreich vermittelnd wirken, sondern
vor allem zwischen den alten und den
neuen Mitgliedern der ebenfalls von einer
politischen wie wirtschaftlichen Über-
dehnung geplagten Union. Hier könnte
Berlin auch zu einem Vorreiter einer
gemeinsamen und dabei weitsichtigen
Außenpolitik Europas werden, das sich
vor ähnliche Probleme gestellt sieht wie

Thomas Speckmann

Seite 20 Nr. 436 · März 2006

436_17_22_Speckmann  27.02.2006  7:56 Uhr  Seite 20



die USA. Denn imperiale Strukturen wei-
sen heute sowohl Washington als auch
Brüssel auf.

Die EU sieht sich zunehmend Heraus-
forderungen an ihrer Peripherie gegen-
über, die für die Geschichte von Imperien
charakteristisch sind. Deutschland und
die anderen Mitgliedsstaaten der Union
müssen ihr zukünftiges Verhältnis gegen-
über den Vereinigten Staaten definieren.
Dabei ist darauf zu achten, dass nicht
erneut Ressourcen für Washingtons Mi-
litäroperationen bereitgestellt werden,
ohne Einfluss auf die Entscheidungen
ihres Einsatzes zu erlangen. Auch die bis-
herige Arbeitsteilung von Kriegshand-
werk und Wiederaufbau bleibt zu über-
denken, wobei vor einer voreiligen Auf-
rüstung Europas zu beachten ist, dass das
Ansehen von Aufbauhelfern, ob bewaff-
net oder nicht, bei den von Interventionen
betroffenen Völkern meist deutlich posi-
tiver ausfällt als das von kämpfenden
Truppen. 

Instabile Peripherie
Eine weitere Herausforderung ist die in-
stabile Peripherie im Osten und Südosten
der EU. Fortwährende Erweiterungsrun-
den der Union zur Verhinderung staat-
licher Zusammenbrüche und bewaffneter
Konflikte erweisen sich hier nicht als das
richtige Instrumentarium. Vielmehr füh-
ren sie zu einer Überforderung der EU-
Bevölkerungen, deren Skepsis gegenüber
Brüssel von Expansion zu Expansion
wächst. Die Ironie der Geschichte: Die Eu-
ropäer und mit ihnen die Deutschen füh-
len sich imperial überdehnt, ohne ein Im-
perium sein zu wollen.

Hier könnte Berlin als Vermittler ein-
greifen. Um den Erweiterungsdruck auf
die EU abzuschwächen, sollte die Bun-
desregierung in Brüssel dafür werben,
vom starren Prinzip der Mitgliedschaft
abzukehren. Denn bislang bietet sich
interessierten Peripherieländern allein
die Option, entweder in die Union auf-

genommen zu werden oder außen vor 
zu bleiben. Das Europaparlament hat be-
reits eine Zwischenlösung vorgeschla-
gen: Eine Art Vorraum zur EU, in dem
sich Staaten befinden, die zwar noch
keine offiziellen Beitrittskandidaten sind,
dafür aber multilaterale Rahmenver-
einbarungen angeboten bekommen. Ein
Ordnungsmodell, das bereits in der ge-
genwärtigen Union angelegt ist, verlau-
fen doch ihre äußeren Grenzen getrennt
von denen des Schengenraumes oder de-
nen der Eurozone.

Profiteure einer solchen Konstruktion,
die vor allem auf eine wirtschaftliche
Anbindung abzielt, könnten Staaten des
Westbalkans und die Ukraine sein, aber
auch Beitrittskandidaten, die noch nicht
mitgliedsfähig sind, wie die Türkei und
Kroatien. Da Berlin zu diesen Ländern
enge Beziehungen unterhält, kann
Deutschland entschieden dazu beitragen,
die Außengrenzen der EU stabil und elas-
tisch zugleich zu halten.

Auch auf einem weiteren zentralen
Feld europäischer Außen- und Sicher-
heitspolitik bietet sich eine deutsche Ver-
mittlerrolle an. Polen schlägt den anderen
Europäern als Konsequenz aus der Gas-
krise zwischen Russland und der Ukraine
die Gründung eines Bündnisses zur Si-
cherung der gemeinsamen Energiever-
sorgung vor. Gemeinsame Gasreserven
sollen geschaffen und ein Pakt geschlos-
sen werden, der zum gegenseitigen Bei-
stand verpflichtet, sollte ein Mitglieds-
land von seinen Gaszufuhren abgeschnit-
ten werden. Neue Leitungen oder die Er-
weiterung bestehender Stränge sind
künftig nicht mehr bilateral, sondern nur
noch gemeinsam zu beschließen.

Um diesen Plan, der den geostrategi-
schen Notwendigkeiten des frühen ein-
undzwanzigsten Jahrhunderts Rechnung
trägt, diplomatisch gegenüber Russland
abzufedern, ist erneut Deutschland mit
seinen traditionell guten Kontakten zum
Kreml gefragt. Berlin sieht sich darüber
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hinaus in der Pflicht, das osteuropäische
Misstrauen gegenüber dem mit Moskau
vereinbarten Bau einer Gasleitung durch
die Ostsee zu entkräften. Denn ein euro-
päisches Energiebündnis, in dem von
Beginn an Argwohn unter den Mitglie-
dern herrscht, hat keine Zukunft. Diese
könnte vielmehr eine Kooperation haben,
die sich nicht allein auf EU-Mitglieder be-
schränkt, sondern auch Staaten im Vor-
raum der Union wie die Ukraine, Moldau
und Georgien mit einschließt. Zusammen
mit seiner zentralen Rolle bei der zukünf-
tigen Grenzgestaltung der Europäischen
Gemeinschaft fällt Deutschland hier eine
doppelte Brückenfunktion zu. 

Rolle im „Great Game“
Auf Berlin kommen dabei außenpoliti-
sche Herausforderungen zu, für die nicht
nur die Deutschen, sondern auch ihre
Nachbarn in Westeuropa schlecht gerüs-
tet scheinen. Denn geostrategisches Den-
ken ist hier kaum verbreitet. Daher spielt
die EU im „Great Game“ um die globalen
Rohstoffe bisher nur eine Nebenrolle.
Und dies, obwohl in der kaspischen Re-
gion die künftigen Öl- und Gasreserven
für Europa lagern, die angesichts der zu-
nehmenden Krisen im Nahen und Mittle-
ren Osten schon heute als Alternative für
die europäische Energieversorgung be-
trachtet werden müssen.

Nach dem Ende des Kalten Krieges
haben die Europäer anfangs versucht, den
Amerikanern bei ihrem Engagement im
Kaukasus und in Zentralasien zu folgen.
In der Pariser EU-Charta von 1990 wur-
de der kaspische Raum als Gebiet „ge-
samteuropäischer Interessen“ bezeichnet,
doch schreckte die EU vor jeglichen geo-
politischen Ambitionen zurück. Zwar
wurde der Aufbau eines Ost-West-Trans-
portkorridors, der die kaukasischen und
zentralasiatischen Länder aus der geo-
strategischen Isolation und der Kontrolle

Russlands hätte führen sollen, von Brüs-
sel in groß angelegten Projekten gefördert.
Doch diese öffneten nicht, wie ursprüng-
lich erhofft, die Tür zu verstärkten Inves-
titionen westlicher Unternehmen.

Im Gegensatz zu den USA vermieden
die Europäer und unter ihnen vor allem
die Deutschen jegliche Konflikte mit
Russland und dem Iran. Vielmehr ver-
ringerte die EU ihr Engagement und gab
so Moskau die Möglichkeit, seine Funk-
tion als Brücke zwischen Europa und
Asien zurückzuerlangen, als sich nach
dem Amtsantritt von Putin die russische
Wirtschaft zu erholen begann.

Anders als auf dem unmittelbar an die
EU grenzenden Balkan empfinden we-
der Brüssel noch Berlin einen Hand-
lungsbedarf im kaspischen Raum. Doch
dies könnte sich bald ändern. Denn in
Polen erlebt das geopolitische Denken
eine Renaissance. Warschau hat eine
militärische Zusammenarbeit mit Aser-
baidschan vereinbart. Zusammen mit der
Ukraine, Georgien und Aserbaidschan
verhandelt Polen über eine Pipeline-
verbindung für kaspisches Öl über den
ukrainischen Schwarzmeerhafen Odessa
und Polen bis an die Ostsee. Für eine ge-
meinsame Außen- und Sicherheitspoli-
tik, die in der Lage ist, in den Kampf um
die Kontrolle der kaspischen Energie-
ressourcen einzugreifen, fehlen den Eu-
ropäern aber weiterhin die erforderli-
chen Instrumente. Denn wirtschaftliche
Macht allein zählt in einer Region wenig,
die zunehmend von den Spielregeln ei-
ner in Brüssel und Berlin längst verges-
senen Kanonenbootdiplomatie geprägt
wird, die heute in der amerikanischen
und russischen Truppenstationierungs-
politik ihre Entsprechung findet. Vor al-
lem Deutschland hat hier viel nachzu-
holen, will es der historisch bewährten
Rolle als Mittlermacht künftig global ge-
recht werden.

Thomas Speckmann
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